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Sehr geehrte Kundin, 

sehr geehrter Kunde, 

 

besten Dank für Ihr Interesse an unseren asspario-Produkten. 

 

Die Basis unseres gegenseitigen Vertrages bilden die 

 

• Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB), 

• Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen zur Haftpflichtversicherung für Bauherren, 
Haus- und Grundbesitzer, Besitzer von Heizölbehältern/Gewässerschäden (BBR). 

• sowie gesetzliche Bestimmungen. 

 

Der vereinbarte Versicherungsschutz sowie die dazugehörigen Versicherungsbedingungen sind im Versicherungsschein beschrieben. 

 

Soweit wir in den Versicherungsunterlagen die männliche Form der Bezeichnung (z. B. Versicherungsnehmer, Ehegatte) verwenden, ist 
dabei auch immer die weibliche Bezeichnung mit gemeint. 

 

Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler gerne zur Verfügung. 

 

Ihr 

asspario Versicherungsdienst GmbH 
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Produktinformationsblatt 

Produktinformationsblatt zur asspario Haftpflichtversicherung für 

➢ Bauherren 

➢ Haus- und Grundbesitzer 

➢ Besitzer von Heizölbehältern 

 

Vorbemerkung 

Mit dem Produktinformationsblatt erhalten Sie einen kurzen Überblick über die asspario Haftpflichtversicherung. 

Bitte beachten Sie: Diese Informationen sind nicht abschließend. 

Weitere wichtige Informationen entnehmen Sie den nachfolgenden Unterlagen 

• Vorschlag zur asspario Haftpflichtversicherung 

• Antrag zur asspario Haftpflichtversicherung 

• Allgemeine Kundeninformationen 

• Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB), Stand 01/16 

• Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen (BBR), Stand 01/16 

 

Art der Versicherung / Versicherte Risiken / Risikoausschlüsse 

Bei diesem Versicherungsvertrag handelt es sich um eine Haftpflichtversicherung. 

 

Mit dem Begriff Haftpflicht bezeichnet man die Verpflichtung zum Schadensersatz. Diese Verpflichtung ergibt sich aus einzelnen gesetz-
lichen Bestimmungen, in denen geregelt ist, dass jemand, der einem anderen einen Schaden zufügt, diesen entsprechend zu ersetzen 
hat. 

 

Aufgabe der Haftpflichtversicherung ist es, Sie vor Schadensersatzansprüchen, die gegen Sie erhoben werden, zu schützen. Das heißt, 
die Haftpflichtversicherung erledigt für Sie, was in einem solchen Fall zu tun ist: die Prüfung der Frage, ob und in welcher Höhe für Sie 
eine Verpflichtung zum Schadensersatz besteht; 

 

• wenn ja, die Wiedergutmachung des Schadens in Geld; 

• wenn nein, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche. 

 

Kommt es dann zu Rechtsstreitigkeiten, führt der Versicherer für Sie als Ihr Haftpflichtversicherer den Prozess und trägt die Kosten 
(siehe Ziffer 5 AHB). 

Hinweis: Lehnt der Versicherer die Zahlung unberechtigter Ansprüche ab, heißt es oft, die Versicherung will nichtbezahlen. Bitte beden-
ken Sie, dass Sie (und somit auch Ihre Haftpflichtversicherung) solche Schadensersatzforderungen nicht bezahlen müssen, weil dazu 
keine rechtliche Verpflichtung besteht. 

 

Deshalb empfehlen wir Ihnen, sich mit uns abzustimmen, bevor Sie gegenüber dem Anspruchsteller ein Schuldanerkenntnisabgeben 
oder eine Zahlung leisten. Denn sollten wir bei der Haftungsprüfung feststellen, dass Siegesetzlich nicht zum Schadensersatz verpflich-
tet sind, würde von uns keinen Ersatz geleistet (s. Ziffer 6.8 AHB). 

 

Es gibt verschiedene Arten einer Haftpflichtversicherung, je nachdem, in welcher Eigenschaft oder für welchen Zweck Sie den Versiche-
rungsschutz benötigen. 

 

Bauherren-Haftpflichtversicherung 

Schützt Sie gegen begründete und unbegründete Schadensersatzansprüche als Bauherr von Bauvorhaben. Den genauen Umfang ent-

nehmen Sie Abschnitt A „Bauherren-Haftpflichtversicherung“ der BBR. 

 

Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 

Schützt Sie gegen begründete und unbegründete Schadensersatzansprüche als Haus- und/oder Grundstücksbesitzer. Den genauen Um-

fang entnehmen Sie Abschnitt B „Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung“ der BBR. 

 

Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung für Besitzer von Heizölbehältern 

Schützt Sie gegen begründete und unbegründete Schadensersatzansprüche aus der Lagerung und Verwendung von Heizöl. Den genauen 

Umfang entnehmen Sie Abschnitt D Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung der BBR. 

 

Um welche Art der Haftpflichtversicherung es sich in Ihrem konkreten Fall handelt, entnehmen Sie dem Vorschlag/Antrag oder Versi-
cherungsschein. 
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Risikoausschlüsse 

Risikoausschlüsse/-begrenzungen sind ebenfalls in den jeweiligen Abschnitten der AHB und BBR genannt. Hierzu einige Beispiele, für 
die kein Versicherungsschutz gewährt wird: 

• Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund eines Vertrags oder einer Zusage über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht 
hinausgehen (d.h. Schäden, für die Sie nicht durch gesetzliche Vorschriften zum Schadensersatz verpflichtet sind) 

• Schäden, die Sie in häuslicher Gemeinschaft mit Ihnen lebenden Angehörigen oder im Versicherungsvertrag mitversicherten 
Personen zufügen (z. B. Ehegatte, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, Kinder) 

• Geldstrafen und Bußgelder (hierbei handelt es sich nicht um Haftpflichtansprüche). 

 

Beitrag, Fälligkeit und Zahlungszeitraum 

• Zu zahlender Gesamt-Jahresbeitrag*       __ __ __ __ EUR 

• Zahlweise□ jährlich □1/2-jährlich □1/4-jährlich□ monatlich 

• Zu zahlender Gesamt-Jahresbeitrag gemäß Zahlweise*     __ __ __ __ EUR 

• Erstmals zum Versicherungsbeginn           __ __ __ __ __ __ __ __ 

• Vertragsablauf             __ __ __ __ __ __ __ __ 

*inkl. aller Zuschläge und Nachlässe sowie der gesetzlichen Versicherungssteuer 

 

Die jeweiligen Fälligkeiten und den Zahlungszeitraum entnehmen Sie ebenfalls dem Vorschlag. Weitere Einzelheitenentnehmen Sie 
dem Abschnitt Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung der AHB. 

 

Beitragszahlung und Rechtsfolgen bei verspäteten oder unterbliebenen Zahlungen 

Ihre Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrages gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochennach Zugang des 
Versicherungsscheins erfolgt. Zahlungen von Folgebeiträgen gelten als rechtzeitig, wenn sie jeweils zu den im Versicherungsschein 
genannten Fälligkeiten geleistet werden. Sofern Sie uns eine Einzugsermächtigung (Lastschriftverfahren) erteilen, gilt Ihre Zahlung 
jeweils als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum angegebenen Fälligkeitstag von uns eingezogen werden kann und Sie der berechtigten 
Einziehung nicht widersprechen. Nicht rechtzeitige Zahlung des Erst- oder Einmalbeitrages oder eines Folgebeitrages kann zum Verlust 
des Versicherungsschutzes führen. 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie dem Abschnitt Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung der AHB. 

 

Leistungsausschlüsse 

Kein Versicherungsschutz besteht zum Beispiel bei Schäden, 

• die Sie absichtlich herbeiführen (Vorsatz) 

• die Sie selbst erleiden (Eigenschäden) 

• die Sie durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges, bestimmter Luft - oder Wasserfahrzeuge herbeiführen, weil es dafür spe-
zielle Haftpflichtversicherungen gibt, z. B. die Kfz-Haftpflichtversicherung, die jeder Halter eines Kraftfahrzeuges abschließen 
muss. 

 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie Ziffer 7 Ausschlüsse der AHB sowie den jeweiligen BBR. 

 

Pflichten (Obliegenheiten) 

Bei Abschluss des Versicherungsvertrages, während der Vertragslaufzeit und bei Eintritt desVersicherungs falles sind bestimmte Pflich-
ten zu erfüllen. 

 

Fahrlässige, grob fahrlässige oder vorsätzliche Pflichtverletzungen können uns, je nachdem berechtigen, vom Vertrag zurückzutreten, 
den Vertrag zu kündigen, die Leistungen zu kürzen bzw. ganz zu versagen oder die Vertragsbestimmungen bzw. den Beitrag anzupas-
sen. 

 

Einige Beispiele nennen wir Ihnen in diesem Produktinformationsblatt. Weitere Einzelheiten entnehmen SieAbschnitt Obliegenheiten 
des Versicherungsnehmers der AHB. 

 

• bei Vertragsabschluss 

Prüfen Sie genau, welchen Haftpflicht-Risiken Sie ausgesetzt sind. Lassen Sie sich dabei von uns beraten. Bei Abschluss des Versiche-
rungsvertrages erfragen wir schriftlich oder in Textform Gefahrenumstände, die für uns erheblich sind. Unsere Fragen sind wahrheits-
gemäß und vollständig zu beantworten. 

 

• während der Vertragslaufzeit 

Melden Sie uns neue Risiken, die nach Vertragsabschluss entstanden sind, z. B. Änderung des Familienstandes, Anschaffung eines 
Hundes oder Pferdes, Bau eines Hauses, Eröffnung eines Betriebes. 
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• bei Eintritt des Versicherungsfalls 

Bei Eintritt des Versicherungsfalls sind insbesondere Sie verpflichtet, uns den Eintritt des Versicherungsfalls, nachdem Sie bzw. der 
Dritte vom Versicherungsfall Kenntnis erlangt haben, unverzüglich anzuzeigen, uns alle zur Prüfung des Schaden- / Leistungsfalles 
notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zu überlassen. 

 

Beispiele für weitere Pflichten: 

Erheben Sie sofort Widerspruch gegen einen gegen Sie beantragten gerichtlichen Mahnbescheid. Informieren Sie uns unverzüglich von 
einer gegen Sie erhobenen Klage und reichen Sie alle gerichtlich zugehenden Schriftstücke schnellstens ein. Zeigen Sie uns auch 
sofort an, wenn gegen Sie ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht, die Prozesskostenhilfe beantragt oder Ihnen gerichtlich der Streit 
verkündet wird. Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einer einstweiligen Verfügung oder eines Beweissicherungsverfahrens. 

 

Übrigens: Ihre erste Schadenmeldung können Sie schnell und einfach telefonisch vornehmen. Über das Bayerische Schaden-Service-
Telefon 089-6787-7777 sind wir für Sie 7 Tage die Woche und 24 Stunden täglich erreichbar. 

 

Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt mit Einlösung des Versicherungsscheines durch Zahlung des Beitrags, jedoch nicht vor dem verein-
barten Zeitpunkt. Beachten Sie hierzu auch den Abschnitt „Beitragszahlung und Rechtsfolgen bei verspäteten oder unterbliebenen 
Zahlungen“. 

 

Der Versicherungsschutz endet mit Beendigung des Versicherungsvertrags und in anderen vertraglich oder gesetzlich genannten Fäl-
len. 

 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie Abschnitt Dauer und Ende des Vertrags / Kündigung der AHB. 

 

Hinweis zur Beendigung des Vertrags 

Der Vertrag endet durch Kündigung oder Risikofortfall und in weiteren vertraglich oder gesetzlich genannten Fällen. 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie Abschnitt Dauer und Ende des Vertrags / Kündigung der AHB. 

 

Bei Verträgen mit festem Vertragsablauf ohne Verlängerungsvereinbarung endet der Vertrag automatisch zum vereinbarten Zeitpunkt. 
Eine Kündigung ist nicht erforderlich. 

 

• Risikofortfall 

Grundsätzlich erlischt der Versicherungsschutz bei vollständigem und dauerndem Wegfall des versicherten Risikos. Dies ist z.B. beim 
Verkauf eines Hauses bezüglich der Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht-Versicherung der Fall (siehe Ziffer 17 AHB). Eigentumswechsel 
durch Erbschaft ist kein Risikofortfall. Hier geht die Versicherung mit allen Rechten und Pflichten auf den Erben über. 
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Allgemeine Kundeninformationen 

 

Angaben der Gesellschaften 

 

➢ Gesellschaftsangaben 

(Identität des Versicherers) 

 

BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG  

Rechtsform:   Aktiengesellschaft 

Registergericht und Registernummer: Amtsgericht München, HRB 41186 

 

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Prof. Dr. Alexander Hemmelrath 

Vorstand:    Martin Gräfer (Vorsitzender) 

Thomas Heigl 

Dr. Herbert Schneidemann 

 

Postanschrift:   Thomas-Dehler-Str. 25 

    81737 München 

 

➢ Ladungsfähige Anschrift 

Hausanschrift:   Thomas-Dehler-Str. 25 

    81737 München 

 

➢ Hauptgeschäftstätigkeit 

Die BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG ist durch Erlaubnis der zuständigen Aufsichtsbehörde zum Betrieb der Schaden- 
und Unfallversicherung berechtigt. 

 

➢ Aufsichtsbehörde 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Bereich Versicherungen 

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

 

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann. 

 

Für den oben genannten Versicherer handeln wir namens und in Vollmacht als Ihr Assekuradeur: 

 

Anschrift: 

asspario Versicherungsdienst GmbH 

Riegelgrube 5a 

55543 Bad Kreuznach 

 

Geschäftsführer: Uwe Schumacher, Rainer Brandt, Arne Buchhop 

Handelsregister: Bad Kreuznach/ HRB 23985 

 

➢ Informationen zur Versicherungsleistung und zum Gesamtbeitrag 

Die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, wie Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Versicherungsleistungen sowie den 
Gesamtbeitrag (Gesamtpreis und eingerechnete Kosten) haben wir Ihnen bereits im jeweiligen Produktinformationsblatt, den zugehöri-
gen Allgemeinen Versicherungsbedingungen bzw. in unserem Vorschlag genannt. 
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➢ Ansprechpartner zur außergerichtlichen Schlichtung 

Ihre individuelle, persönliche und kompetente Beratung ist unser Ziel. Sollten Sie dennoch einmal nicht zufrieden sein, wenden Sie sich 
bitte an 

 

• Beauftragter für die Anliegen der Mitglieder 

BA die Bayerische Allgemeine Versicherung AG  

-Beschwerdemanagement- 

Thomas-Dehler-Str. 25 

81737 München 

 

oder an den Versicherungsombudsmann als gesetzliche Schlichtungsstelle zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten: 

 

• Versicherungsombudsmann 

Versicherungsombudsmann e.V. 

Postfach 08 06 32 

10006 Berlin 

Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

Ihr Recht, unmittelbar den Rechtsweg zu beschreiten, wird dadurch nicht berührt. 

 

➢ Gültigkeitsdauer von Vorschlägen und sonstigen vorvertraglichen Angaben 

Die Ihnen für den Abschluss Ihres Versicherungsvertrages zur Verfügung gestellten Informationen haben eine befristete Gültigkeitsdau-
er. Dies gilt sowohl bei unverbindlichen Werbemaßnahmen (Broschüren, Annoncen, etc.) als auch bei Vorschlägen und sonstigen 
Preisangaben. Sofern in den Informationen keine Gültigkeitsdauer angegeben ist, gelten sie für eine Dauer von vier Wochen nach 
Veröffentlichung. 

 

➢ Bindefrist 

Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages einen Monat gebunden. 

 

➢ Zustandekommen des Vertrages 

Der Vertrag kommt durch Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages und unsere Annahmeerklärung durch Übersendung 
des Versicherungsscheines zustande, wenn Sie nicht von Ihrem Widerrufsrecht Gebrauch machen. Im Fall von Abweichungen von 
Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen sind diese – einschließlich Belehrung und Hinweise auf die damit verbundenen 
Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt. 

 

➢ Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach 
Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, dass Sie den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht unverzüglich, sondern zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. 
Sofern bestimmte Wartezeiten bestehen, sind diese in dem jeweiligen Produktinformationsblatt enthalten. 

 

➢ Vorläufige Deckung 

Der Versicherungsschutz kann im Einzelfall auf Grund einer vorläufigen Deckungszusage ab dem darin genannten Zeitpunkt in Kraft 
treten. Diese ist ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen 
oder bei Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungsschutz endet. 

 

➢ Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) widerru-
fen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbindung mit den 
§§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben, jedoch nicht vor Erfüllung 
unserer Pflichten gemäß § 312g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in Verbindung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsge-
setzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf 
ist zu richten an: asspario Versicherungsdienst GmbH Riegelgrube 5a, 55543 Bad Kreuznach. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 
wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein 
zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versi-
cherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe 
darf weder vereinbart noch verlangt werden. 
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➢ Widerrufsfolgen  

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten, dabei handelt es 
sich pro Tag um einen Betrag in Höhe von 1/360 des von Ihnen für ein Jahr zu zahlenden Beitrags. Die Erstattung zurückzuzahlender 
Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor Ende der 
Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszu-
geben sind. 

 

➢ Besondere Hinweise  

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem 
Monat. Soweit eine vorläufige Deckung erteilt wurde, endet diese mit dem Zugang des Widerrufs bei uns. 

 

➢ Laufzeit , Mindestlaufzeit 

Zu Laufzeit und Beendigung des Vertrags verweisen wir auf die Hinweise im Produktinformationsblatt. 

 

➢ Beendigung des Vertrages 

Einzelheiten entnehmen Sie dem Produktinformationsblatt und den Versicherungsbedingungen. 

 

➢ Anwendbares Recht/Gerichtsstand 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

Ansprüche gegen uns als Versicherer können Sie vor dem Gericht an Ihrem Wohnort bzw. gewöhnlichen Aufenthaltsort oder vor dem 
Amts- bzw. Landgericht in München (Sitz der Gesellschaft) geltend machen. 

 

➢ Vertragssprache 

Sämtliche das Vertragsverhältnis betreffende Informationen und Kommunikation finden in deutscher Sprache statt, es sei denn, dass im 
Einzelfall anders lautende Vereinbarungen getroffen werden. 

 

➢ Zahlweise 

 

• Erstbeitrag 

Ihre Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des 
Versicherungsscheins erfolgt. 

 

• Folgebeitrag 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums 
bewirkt ist. 

 

• SEPA-Lastschrift-Mandat 

Ist mit Ihnen die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt Ihre Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten 
Einziehung nicht widersprechen. 

 

• Zahlweise 

Falls wir mit Ihnen unterjährige Zahlweise vereinbaren, ist grundsätzlich jährliche, ½-jährliche, ¼-jährliche oder monatliche Beitragszah-
lung möglich, wobei ein Zuschlag für unterjährige Beitragszahlung berechnet werden kann. 
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Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen zur Haftpflichtversi-
cherung für Bauherren, Haus- und Grundbesitzer, Besitzer von Heizölbehältern/Gewässerschäden 

(A 118 – Stand 02/14) 

• Es gelten nur die nachfolgend aufgeführten Besonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen, für die 
Versicherungsschutz vereinbart wurde. 

• Ziffer 7.10 AHB findet für private Haftpflicht-Risiken keine Anwendung. 

• Bei überwiegend und ausschließlich betrieblich genutzten Objekten gilt Ziffer 7.10 AHB. Zusätzlich gelten für Umweltschäden 
die Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen zur Haftpflichtversicherung wegen Schäden durch Umwelteinwir-
kung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung) (A 124 – Stand 02/14). 

 

A Bauherren-Haftpflichtversicherung - BBR 

1. Versichert ist – im Umfang der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachstehenden Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen (BBR) – die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers (VN) als Bauherr für das im Antrag bzw. im 
Versicherungsschein und seinen Nachträgen beschriebene 
Bauvorhaben. 

 

Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, Baulei-
tung und Bauausführung an einen Dritten vergeben sind (siehe 
jedoch Ziffer 4). 

2.1 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und 
Grundbesitzer für das zu bebauende Grundstück und das zu errich-
tende Bauwerk. 

2.2 Eingeschlossen sind 

(1) -abweichend von Ziffer 7.14 (2) und Ziffer 7.10 (b) AHB – 
Haftpflichtansprüche wegen Senkungen eines Grundstücks 
oder Erdrutschungen. 

Ausgeschlossen bleiben Sachschäden und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden am Baugrundstück selbst 
und/oder den darauf befindlichen Gebäuden. 

(2) – abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB – Haftpflichtansprü-
che aus Sachschäden durch Abwässer. 

Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässerungs-
leitungen durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Ziffer 7.10 (b) 
AHB bleibt unberührt. 

(3) Schadenersatzansprüche aus § 906 Abs. 2 BGB analog. 

(4) – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – Tätigkeitsschäden (Be- 
und Entladeschäden, Leitungsschäden, Unterfangun-
gen/Unterfahrungen, sonstige Tätigkeitsschäden) im folgenden 
Umfang: 

1. Be- und Entladeschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflichtwegen 
der Beschädigung von Land- und Wasserfahrzeugen, 
Containern durch/oder beim Be- und Entladen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 

Für Schäden an Containern besteht auch dann Versi-
cherungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben 
von oder Heben auf Land- und Wasserfahrzeuge 
durch Kräne oder Winden zum Zwecke des Be- und 
Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst 
Gegenstand von Verkehrsverträgen(Fracht-, Spediti-
ons- oder Lagerverträgen) sind. 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen der Be-
schädigung der Ladung von Fahrzeugen und Contai-
nern. 

2. Leitungsschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen 
Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, 
Wasserleitungen, Gasrohre und andere Leitungen) 
sowie Frei- und/oder Oberleitungen und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden. 

Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprü-
che) und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten 

oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben beste-
hen 

3. Unterfangungen, Unterfahrungen 

Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von Ziffer. 
7.14 AHB und von Ziffer 7.10 (b) AHB – die gesetzli-
che Haftpflicht wegen Sachschäden an den zu unter-
fangenden und unterfahrenden Grundstücken, Gebäu-
den, Gebäudeteile und Anlagen und alle sich daraus 
ergebenden Vermögensschäden. 

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden 
durch Umwelteinwirkung umfasst, besteht kein Versi-
cherungsschutz über die Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung. Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB 
(Erfüllungsansprüche) und der Ziffer 7.8 AHB (Schä-
den an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder 
Sachen) bleiben bestehen. 

4. Sonstige Tätigkeitsschäden 

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht aus 
Schäden, die an fremden Sachen durch eine gewerbli-
che oder berufliche Tätigkeit des VN an oder mit die-
sen Sachen entstanden sind und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden, wenn diese Schäden 

– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
VN an diesen Sachen entstanden sind; 

– dadurch entstanden sind, dass der VN diese Sachen 
zur Durchführung seiner gewerblichen und beruflichen 
Tätigkeit benutzt hat, 

– durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
VN entstanden sind und sich diese Sachen im unmit-
telbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden 
haben. 

Die Regelungen der Ziffer 1.2 AHB (Erfüllungsansprü-
che) und der Ziffer 7.8 AHB (Schäden an hergestellten 
oder gelieferten Arbeiten oder Sachen) bleiben beste-
hen. 

Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädi-
gung der Ladung von Fahrzeugen und Containern 
durch/oder beim Be- und Entladen. 

Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der De-
ckungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 
50.000 EUR. Die Gesamtleistung für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt das Dop-
pelte dieser Summe. 

3. Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des VN als 

Eigentümer, Besitzer, Halter oder Führer eines Kraft-, Luft-, 
Wasserfahrzeuges oder Kfz-Anhänger wegen Schäden, die 
durch den Gebrauch des Fahrzeuges verursacht werden. 

Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die verur-

sacht werden durch den Gebrauch von 

– nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrenden 

Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchstgeschwin-
digkeit; 

– alle Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit; 
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– alle Hub- und Gabelstapler sowie selbstfahrenden Arbeits-
maschinen mit nicht mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit. 

Hierfür gilt: 

Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse Ziffer 3.1 (2) AHB 
und in Ziffer 4.3 (1) AHB. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit 
Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen 
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fah-
rer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

4. Bauen in eigener Regie/Eigenleistung/Nachbarschafshilfe 

(1) Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des VN aus der 
Ausführung der Bauarbeiten oder eines Teiles dieser Arbeiten 
in eigener Regie (Selbsthilfe am Bau) bis zu einen veran-
schlagten Gesamtwert von 25.000 EUR. Ist dieser Wert höher, 
entfällt die Mitversicherung, sofern für den übersteigenden 
Anteil keine besondere Vereinbarung getroffen wurde (siehe 
Klausel 081 Seite 19). 

(2) Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
sämtlicher mit den Bauarbeiten beschäftigten Personen für 
Schäden, die sie in Ausführung der Baueigenleistung verursa-
chen. 

(3) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des VN gemäß dem Sozialgesetzbuch 
VII handelt. Das Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß 
den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder 
infolge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle 
zugefügt werden. Mitversichert sind jedoch übergangsfähige 
Regressansprüche. 

5. Vermögensschäden: 

(1) Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB wegen 
Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 

(2) Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

11. durch vom VN (oder in seinem Auftrag oder für 
seine Rechnung von Dritten) hergestellte odergeliefer-
te Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistun-
gen; 

 

12. aus planender, beratender, bau- oder montagelei-
tender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

13. aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen 
an wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

14. aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

15. aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reise-
veranstaltung; 

16. aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-
, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

17. aus 

– Rationalisierung und Automatisierung; 

– Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -
wiederherstellung 

– Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten 

18. aus der Verletzung von Persönlichkeits- und Na-
mensrechten, gewerblichen Schutzrechten undUrhe-
berrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 

19. aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen; 

10. aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, 
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer 
vergleichbarer Leistungs- oderAufsichtsgremi-
en/Organe im Zusammenhang stehen; 

11. aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger be-
wusster Pflichtverletzung; 

12. aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch 
z.B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 

6. Außerdem gilt allgemein: 

6.1 Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbeiten, spätes-
tens zu dem im Versicherungsscheinfestgelegten Ablaufdatum. 

6.2 Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle während der 
Vertragsdauer beträgt das Vierfache der vereinbarten Deckungs-
summe. 

 

 

 

B Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung - BBR 

1. Versichert ist – im Umfang der Allgemeinen Versicherungs-

bedingungen für die Haftpflichtversicherung(AHB) und der 
nachstehenden Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen (BBR) –die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-

rungsnehmers (VN) als Haus- und/oder Grundstücksbesitzer, z.B. 

als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutz-
nießer für das im Antrag bzw. im Versicherungsschein und 
seinen Nachträgen beschriebene Gebäude oder Grundstück. 

Versichert sind hierbei Ansprüche aus der Verletzung von 
Pflichten, die dem VN in den oben genannten Eigenschaften 
obliegen (z.B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reini-
gung, Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen). 

Übt der VN auf dem Grundstück einen Beruf oder Betrieb aus, 
ist Versicherungsschutz für das Haftpflichtrisiko aus dem 
Haus- und Grundbesitz nur durch eine besondere Berufs- oder 
Betriebshaftpflicht-Versicherung möglich. 

2. Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

2.1 des VN als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten 
(Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabe arbei-
ten) bis zu einer veranschlagten Bausumme von 100.000 EUR 
je Bauvorhaben. 

2.2 des VN als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn 
die Versicherung bis zum Besitzwechselbestand; 

2.3 der durch Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshalber mit der 
Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung undsonstigen Betreuung 
der Grundstücke beauftragten Personen für Ansprüche, die 
gegen sie ausAnlass der Ausführung dieser Verrichtung erho-
ben werden. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschä-
den, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des VN gemäß dem Sozialgesetzbuch VII han-
delt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den be-
amtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden. 

2.4 des Insolvenz- und Zwangsverwalters in dieser Eigen-
schaft; 

2.5 des VN aus Besitz und Betrieb von Anlagen der Erneuer-
bare Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung die sich an bzw. 
auf dem versicherten Gebäude und Grundstück befinden zur 
Erzeugung und Abgabe von Strom, Gas, Wärme und Wasser  

 



  

 

asspario Haftpflichtversicherung  12 
Stand: 09/2021  T16.1-Haftpflichtnebensparten 

 

und der Eigen- oder Fremdversorgung dienen, z. B. Photovol-
taik-, Solar-, Luft-, Wasser- und Erdwärmeanlagen, Kleinwind-
anlagen und Mini-Blockheizkraftwerke. 

Mitversichert sind – insoweit abweichend von den BBR B Ziffer 
6. (2) 1. – Vermögensschädengemäß § 18 NAV, § 18 NDAV, § 
6 AVBWasserV und § 6 AVBFernwV. 

2.6 Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB 
– Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch Ab-
wässer aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten. 

Bei überwiegend nicht privaten Risiken gilt: Ziffer 7.10 (b) AHB 
bleibt unberührt. 

Diese Deckungserweiterung findet für die Umweltpflicht-
Basisversicherung keine Anwendung. 

2.7 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die 
vom VN als Mieter, Entleiher, Pächter oder Leasingnehmer 
durch Vertrag übernommene gesetzliche Haftpflicht des jewei-
ligen Vertragspartners(Vermieter, Verleiher, Verpächter, Lea-
singgeber) in dieser Eigenschaft. 

2.8 des VN für Schadenersatzansprüche aus § 906 Abs. 2 
BGB analog. 

3. Bei Gemeinschaften von Wohnungseigentümern im Sinne des 

Wohnungseigentumsgesetzes gilt außerdem: 

(1) VN ist die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. 

(2) Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer aus dem gemeinschaftlichen Eigen-
tum. 

(3) Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht des 
Verwalters und der Wohnungseigentümer bei Betätigung im 
Interesse und für Zwecke der Gemeinschaft. 

(4) Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB – 

a) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers 
gegen den Verwalter; 

b) Ansprüche eines einzelnen Wohnungseigentümers 
gegen die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer; 

c) gegenseitige Ansprüche von Wohnungseigentümern 
bei Betätigung im Interesse und für Zwecke der Ge-
meinschaft. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden am Gemeinschafts-, Son-
der- und Teileigentum und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 

4. Für Sachschäden durch Abwässer: 

Mitversichert sind Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden 
durch häusliche Abwässer, die im Gebäudeselbst anfallen 
(also keine industriellen und gewerblichen Abwässer) und 
Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch Abwäs-
ser aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten. 

5. Für Sachschäden durch allmähliche Einwirkung: 

Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Sachschäden die 
entstehen durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von 
Gasen, Dämpfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen 
(Rauch, Ruß, Staub und dgl.). 

6. Vermögensschäden: 

(1) Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 
AHB aus Schadenereignissen, die während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetreten sind. 

(2) Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 

11. durch vom VN (oder in seinem Auftrag oder für 
seine Rechnung von Dritten) hergestellte odergeliefer-
te Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistun-
gen; 

12. aus planender, beratender, bau- oder montagelei-
tender, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

13. aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen 
an wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

14. aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 

1 

5. aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reise-
veranstaltung; 

16. aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-
, Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

17. aus 

– Rationalisierung und Automatisierung; 

– Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -
wiederherstellung 

– Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten 

18. aus der Verletzung von Persönlichkeits- und Na-
mensrechten, gewerblichen Schutzrechten undUrhe-
berrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 

19. aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, 
Vor- und Kostenanschlägen; 

10. aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, 
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer 
vergleichbarer Leistungs- oder Aufsichtsgremi-
en/Organe im Zusammenhang stehen; 

11. aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungenoder Be-
dingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger be-
wusster Pflichtverletzung; 

12. aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch 
z.B. von Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 

7. Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge 

(1) Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Eigentü-
mers, Besitzers oder Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, 
Wasserfahrzeugs oder Kfz-Anhängers wegen Schäden, die 
durch den Gebrauch des Fahrzeuges verursacht werden. 

(2) Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch von 

– nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkeh-

renden Kfz und Anhängern ohne Rücksicht auf eine 
Höchstgeschwindigkeit; 

– Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchstge-
schwindigkeit; 

– Hub- und Gabelstapler sowie selbstfahrenden Ar-
beitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h Höchstge-
schwindigkeit. 

Hierfür gilt: 

Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziffer 3.1 (2) und 
in Ziffer 4.3 (1) AHB. 

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit 
Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen 
darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sor-
gen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 

Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt 
wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
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C1 Gemeinsames zu A und B bei privaten Bauherren/Haus- und Grundbesitzern 

 

I. Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haft-
pflicht aus Gewässerschäden (Restrisiko) – außer Anla-
genrisiko – 

1. Gegenstand der Versicherung 

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögens-
schäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare oder 
mittelbare Folgen von Veränderungen der physikalischen, 
chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewäs-
sers, einschließlich des Grundwassers (Gewässerschä-
den),mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur 

Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen und aus Verwen-
dung dieser gelagerten Stoffe.(Versicherungsschutz hierfür 
wird ausschließlich durch besonderen Vertrag gewährt) 

2. Rettungskosten 

Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer 
im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens für geboten halten durfte (Rettungskosten) sowie 
außergerichtliche Gutachterkostenwerden vom Versicherer 
insoweit übernommen, als sie zusammen mit der Entschädi-
gungsleistung die Versicherungssumme für Sachschäden nicht 
übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB). 

Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und 
außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu 
ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die Versi-
cherungssumme für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung 
des Versicherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers 
oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des Schadens gilt 
nicht als Weisung des Versicherers. 

3. Ausschlüsse 

3.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jedenMitversicherten), 
die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem 
Gewässerschutz dienendenGesetzen, Verordnungen, an den 
Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungenoder Verfügungen herbeigeführt haben. 

 

3.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die mittelbar oder unmittelbar auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik (inder Bundesrepublik oder in einem Bundes-
land) oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmenvon 
hoher Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch 
höhere Gewalt, soweit sich elementareNaturkräfte ausgewirkt 
haben. 

4. Kleingebinde 

Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 1. – die gesetzliche 

Haftpflicht als Inhaber von Behältnissen(auch Anlagen) zur 
Lagerung gewässerschädlicher Stoffe und aus der Verwen-
dung dieser gelagertenStoffe mit einem einzelnen Fassungs-
vermögen bis zu 100 l/kg und einer Gesamtmenge bis 1.000 
l/kg. 

II. Nicht versicherte Risiken 

Von der Versicherung ausgenommen und besonders zu versi-
chern ist, was nicht nach dem Antrag ausdrücklich in Versiche-
rung gegeben oder nach Besonderen Bedingungen und Risi-
kobeschreibungen und Zusatzbedingungen ohne besonderen 
Beitrag mitversichert ist, insbesondere die Haftpflicht 

(1) aus Risiken, die der versicherten Eigenschaft und Tätigkeit 
weder eigen noch sonst zuzurechnen sind; und – soweit die 
einzelnen vorstehenden Abschnitte keine anderslautende 
Regelung vorsehen – 

(2) aus Umweltschäden gemäß Ziffer 7.10 (AHB) bei gewerbli-
cher/betrieblicher Bauherren- sowie Haus-und Grundbesitzer-
Haftpflichtversicherung (siehe dafür Abschnitt C2). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

C2 Gemeinsames zu A und B bei gewerblichen Bauherren/Haus- und Grundbesitzern 

1. Bauherren 

Als gewerblich gelten Gebäude, die nach der Fertigstellung 
verkauft/vermietet/verpachtet werden sollen (ganz oder teil-
weise) oder bei einer Eigennutzung über gewerbliche Einhei-
ten verfügen. Die Regelung stellt nicht auf die Versicherungs-
nehmereigenschaft ab. 

2. Haus- und Grundbesitzer 

Als gewerblich gelten überwiegend und ausschließlich gewerb-
lich/betrieblich genutzte Objekte. 

Hierzu gilt Ziffer 7.10 AHB. Zusätzlich gelten für Umweltschä-
den die Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen 
zur Haftpflichtversicherung wegen Schäden durch Umweltein-
wirkung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung) (A 124 – Stand 
02/14). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

D Gewässerschaden- Haftpflichtversicherung 

Zusatzbedingungen für die Versicherung der Haftpflicht 
aus Gewässerschäden -Anlagenrisiko- 

1.Gegenstand der Versicherung 

(1) Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
Inhaber der im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen 
angegebenen Anlagen zur Lagerung von gewässerschädli-
chen Stoffen und aus der Verwendung dieser gelagerten 

Stoffe für unmittelbare oder mittelbare Folgen (Personen-, 
Sach- und Vermögensschäden) von Veränderungen der phy-
sikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit 
eines Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewäs-
serschaden). 

(2) Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
sowie im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden die 
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Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtver-
sicherung (AHB) Anwendung. 

 

(3) Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungs-
nehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke beauf-
tragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Verrichtungen 
in Anspruch genommen werden. Ausgeschlossen sind Haft-
pflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das 
Gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrecht-
lichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes 
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

2. Versicherungsleistungen 

Der Versicherungsschutz wird im Rahmen der beantragten 
Einheitsdeckungssumme (gleichgültig, ob Personen-, Sach- 
oder Vermögensschäden) je Schadenereignis gewährt. 

Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) 
beträgt das Vierfache dieser Einheitsdeckungssumme. 

3. Rettungskosten 

(1) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens für geboten halten durfte (Rettungskosten) 
sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Versi-
cherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit der Ent-
schädigungsleistung die Einheitsdeckungssumme nicht über-
steigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung. 

(2) Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu 
ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die Ein-
heitsdeckungssumme übersteigen. Eine Billigung des Versi-
cherers von Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder 
Dritter zur Abwendung oder Minderung des Schadens gilt nicht 
als Weisung des Versicherers. 

4. Vorsätzliche Verstöße 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Perso-
nen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die  

 

 

den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von dem Gewäs-
serschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen herbeigeführt haben. 

5. Vorsorgeversicherung 

Die Bestimmungen der Ziffer 3.1 (3) und 4 der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversiche-
rung(AHB) – Vorsorgeversicherung – finden keine Anwen-
dung. 

6. Gemeingefahren 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, General-
streik (in der Bundesrepublikoder in einem Bundesland) oder 
unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher 
Hand beruhen. Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere 
Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

7. Eingeschlossene Schäden 

Eingeschlossen sind abweichend von Ziffer 1.1 AHB – auch 
ohne dass ein Gewässerschaden droht oder eintritt– Schäden 
an unbeweglichen Sachen des Versicherungsnehmers, die 
dadurch verursacht werden, dass die gewässerschädlichen 
Stoffe bestimmungswidrig aus der Anlage (gemäß Ziffer 1 Abs. 
(1) der Zusatzbedingungen) ausgetreten sind. Der Versicherer 
ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung des Zu-
stands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Eintretende 
Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage (gemäß Ziffer 
1 Abs. (1) der Zusatzbedingungen) selbst. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

E Gemeinsames zu A, B und D 

Besondere Bedingungen für öffentlich-rechtliche Pflichten 
oder Ansprüche zur Sanierung von Umweltschäden ge-
mäß Umweltschadensgesetz (USchadG) 

1. Mitversichert sind abweichend von Ziffer 1.1 AHB öffentlich-
rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Um-
weltschäden gemäß Umweltschadensgesetz (USchadG), 
soweit während der Wirksamkeit des Versicherungsvertrages 

• die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, 
unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt ge-
langt sind oder 

• die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallar-
tig und bestimmungswidrig erfolgt ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung 
besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden durch Lage-
rung, Verwendung oder anderen Umgang von oder mit Er-
zeugnissen Dritter ausschließlich dann, wenn der Umwelt-
schaden auf einen Konstruktions-, Produktions- oder Instrukti-
onsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch 
besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeit-
punkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt werden 
können (Entwicklungsrisiko). 

Umweltschaden ist eine Schädigung 

• von geschützten Arten und natürlichen Lebensräu-
men, 

• der Gewässer einschließlich Grundwasser, 

• des Bodens. 

Mitversichert sind, teilweise abweichend von Ziffer 7.6 AHB, 
Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden an eigenen, 
gemieteten, geleasten, gepachteten oder geliehenen Grund-
stücken, soweit diese Grundstücke vom Versicherungsschutz 
dieses Vertrages erfasst sind. 

2. Nicht versichert sind 

(1) Pflichten oder Ansprüche soweit sich diese gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter) 
richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie 
bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen, die den Umweltschutz dienen, abweichen. 

(2) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden 

a) die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf 
genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen. 

b) die durch gewerbliche Abwässer von unterirdischen 
Abwasseranlagen ausgehen. 

c) für die der Versicherungsnehmer aus einem ande-
ren Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerschaden-
Haftpflichtversicherung) Versicherungsschutz hat oder hät-
te erlangen können. 

3. Ausland 

Versichert sind – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – im Umfang 
dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-
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Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eingetretene Versiche-
rungsfälle. 

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von Ziffer 
7.9 AHB auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen  

Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedsstaaten, sofern 
diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der oben genann-
ten EU-Richtlinie nicht überschreiten. 

Konditionsdifferenzdeckung  

Die folgende Klausel erlangt nur Gültigkeit, wenn für den 
Versicherungsnehmer bei der asspario Versicherungsdienst 
GmbH bereits ein Vertrag im asspario top select mit demsel-
ben Risikoträger besteht. 

Wurde Versicherungsschutz für Risiken beantragt, für die noch 
bei einem anderen Versicherer ein gültiger Versicherungsver-
trag besteht, so gilt der Versicherungsvertrag unter folgenden 
Voraussetzungen und Bedingungen bereits vor Vertragsbe-
ginn, frühestens ab Eingang des Antrags bei der asspario 
Versicherungsdienst GmbH. 

1. Soweit der Versicherungsschutz dieses Vertrags über den 
der anderen bestehenden Versicherungen hinausgeht (Diffe-
renzdeckung), besteht Versicherungsschutz bis zum jeweiligen 
Ablauf der anderen Versicherungen, maximal für ein Jahr seit 
Antragstellung. 
a) Eine Leistung aus der Bedingungsdifferenzdeckung erfolgt 
im Anschluss an die andere bestehende Versicherung. De-
ckung aus bestehenden Versicherungen geht ausnahmslos 
dem Versicherungsschutz aus dem zukünftig bestehenden 
Vertrag vor. 
b) Die in dem zukünftig bestehenden Vertrag vereinbarten 
Höchstentschädigungssummen, Deckungssummen, Selbstbe-
teiligungen und Versicherungsbedingungen bilden den Rah-
men für gleichartige Leistungen aus allen Versicherungsver-
trägen zusammen für die Berechnung dieser Differenzde-
ckung. 
c) Eine zwischenzeitlich vorgenommene Änderung bestehen-
der Versicherungen bewirkt keine Erweiterung der Differenz-
deckung. 
d) Für weitere Elementarschäden in der Hausrat- und Wohn-
gebäudeversicherung- soweit dieser Schutz im Rahmen des 
zukünftig bestehenden Vertrages beantragt wurde - beginnt 
der Versicherungsschutz frühestens 1 Monat nach dem Zeit-
punkt der Antragstellung (Wartezeit). Diese Wartezeit entfällt, 
soweit Versicherungsschutz gegen weitere Elementarschäden 
über die andere Hausratversicherung besteht und der Versi-
cherungsschutz nach Ablauf der anderen Versicherung ohne 
zeitliche Unterbrechung fortgesetzt wird. 
e) Leistet der Versicherer aus einer anderen Versicherung 
nicht, weil der Versicherungsnehmer mit der Zahlung des 
Beitrages im Verzug war oder eine Obliegenheit verletzt wur-
de, so wird dadurch der Umfang der Bedingungsdifferenzde-
ckung nicht vergrößert. 

2. Kein Versicherungsschutz besteht ausdrücklich für folgende 
Sachverhalte, die über den Inhalt der Bedingungsdifferenzde-
ckung hinausgehen: 
a) in der Hausrat- und Wohngebäudeversicherung soweit die 
Versicherungssumme des zukünftig bestehenden Vertrages 
größer ist als die Versicherungssumme der noch bestehenden 
Versicherung. In diesem Fall muss eine Summendifferenzde-
ckung (pro rata-Versicherung) 
abgeschlossen werden. 
b) in der Haftpflichtversicherung soweit die Risiken im Rahmen 
der noch bestehenden Versicherung über die Bestimmungen 
zur Vorsorgeversicherung oder der Bestimmungen über Erhö-
hung- und Erweiterung des versicherten Risikos erfasst sind. 
Dies gilt insbesondere in der Privathaftpflichtversicherung für 
Änderungen der der anderen Versicherung zugrunde liegen-
den Vertragsform (z.B. Single- oder Partnerversicherung). 

3. Der Versicherungsschutz für die Bedingungsdifferenzde-
ckung gilt längstens für ein Jahr ab Antragstellung und endet 
automatisch mit dem Beginn des zukünftig bestehenden Ver-
trages. 
Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend zum Zeitpunkt 
der Antragstellung, wenn der Vertrag nicht zustande kommt. 

Beide Vertragsparteien haben das Recht, die Differenzde-
ckung mit Monatsfrist zu kündigen. 

4. Bei Eintritt eines Versicherungsfalles hat der Versiche-
rungsnehmer unverzüglich 
a) den Versicherungsfall der asspario Versicherungsdienst 
GmbH anzuzeigen, sofern bereits für den Versicherungsneh-
mer erkennbar ist, dass der andere Versicherer nicht oder 
teilweise leistet, 
b) den Versicherungsfall der asspario Versicherungsdienst 
GmbH spätestens dann anzuzeigen, wenn der andere Versi-
cherer den Versicherungsschutz ganz oder teilweise versagt 
hat. 
Zusätzlich hat der Versicherungsnehmer Unterlagen über 
- Ursache und Höhe des Schadens 
- Umfang der anderen bestehenden Versicherung 
- Umfang der Leistung des anderen Versicherers aus der 
anderen bestehenden Versicherung der asspario Versiche-
rungsdienst GmbH einzureichen. Im Übrigen gelten die Best-
immungen des zukünftig bestehenden Vertrags zu den Oblie-
genheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls. 

Prämienbefreiung bei unverschuldeter Arbeitslosigkeit 

Die nachstehend aufgeführten Bestimmungen gelten nur dann, 
wenn die Voraussetzungen gemäß Ziffer 1 und 2 erfüllt sind. 

1. Für den Fall unverschuldeter Arbeitslosigkeit im Sinne des 
Arbeitsförderungsrechtes erfolgt bei unverändertem Versiche-
rungsschutz für maximal zwölf Monate eine Befreiung von der 
Prämienzahlung. 

Voraussetzung ist, dass die Arbeitslosigkeit frühestens sechs 
Monate nach Vertragsbeginn eingetreten ist (Wartezeit), es 
sich um eine Arbeitslosigkeit von mindestens sechs Wochen 
handelt und der Vertrag noch nicht gekündigt wurde. 

2. Der Anspruch auf Prämienbefreiung setzt des Weiteren 
voraus, dass der Arbeitnehmer vor Eintritt der Arbeitslosigkeit 
mindestens 18 Monate ununterbrochen in einem sozialversi-
cherungspflichtigen, ungekündigten und nicht befristeten 
Arbeitsverhältnis mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 
Wochenstunden stand und das 55. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. Ein Anspruch auf Prämienbefreiung besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer als Wehrpflichtiger, 
Zivildienstleistender, Auszubildender, Mitarbeiter eines Saison- 
oder Kampagnebetriebes, bei seinem Ehegatten oder einem in 
direkter Linie Verwandten beschäftigt war. Ebenfalls kein 
Anspruch auf Prämienbefreiung besteht, wenn bei Versiche-
rungsbeginn bereits ein Kündigungsschutzverfahren rechts-
hängig oder eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses ausge-
sprochen war. Der Anspruch auf Prämienbefreiung bei unver-
schuldeter Arbeitslosigkeit entsteht wieder, wenn nach Ab-
schluss des Kündigungsschutzverfahrens bzw. nach Beendi-
gung des gekündigten Arbeitsverhältnisses die Voraussetzun-
gen gemäß Ziffer 1 erneut erfüllt sind. 

3. Das Vorliegen der unter Ziffer 1 und 2 genannten Voraus-
setzungen muss durch entsprechende Bescheinigungen der 
zuständigen Agentur für Arbeit und des Arbeitgebers nachge-
wiesen werden. 

4. Mehrfache Arbeitslosigkeit ist versichert. Im Falle wiederhol-
ter Arbeitslosigkeit muss der Versicherungsnehmer vor Beginn 
der erneuten Arbeitslosigkeit die Voraussetzungen gemäß 
Ziffer 2 erfüllt haben. 

5. Der Anspruch auf Prämienbefreiung ist unverzüglich nach 
Eintritt der Arbeitslosigkeit schriftlich vom Versicherungsneh-
mer geltend zu machen. 

Bei Vorliegen aller Voraussetzungen beginnt die Prämienbe-
freiung mit dem auf den Eintritt der Arbeitslosigkeit folgenden 
Kalendermonat, frühestens jedoch mit Eingang der schriftli-
chen Anzeige der Arbeitslosigkeit bei der Bayerischen. Der 
Beginn der Prämienbefreiung wird schriftlich bestätigt. Bis 
dahin sind die Versicherungsprämien bedingungsgemäß zu 
entrichten; überzahlte Prämien werden mit zu diesem Zeit-
punkt offenen Posten verrechnet. 

6. Über das Ende der Arbeitslosigkeit muss der Versiche-
rungsnehmer die Bayerische unverzüglich schriftlich informie-
ren. Er ist verpflichtet, der Bayerische jederzeit auf Anforde-
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rung Nachweise über die Fortdauer der Arbeitslosigkeit vorzu-
legen. Die Prämienbefreiung tritt mit Ende des Kalendermona-
tes, in dem die Bayerische die Nachweise angefordert hat, 
außer Kraft, wenn der Bayerischen in einem solchen Fall die 

Fortdauer der Arbeitslosigkeit nicht innerhalb von zwei Wo-
chen nachgewiesen wird. 

 

 

 

Besondere Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen 
Schäden durch Umwelteinwirkung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung) 

(A 124 – Stand 02/14) 

 

Es gelten nur die nachfolgend aufgeführten Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen (BBR), für die Versicherungsschutz 
vereinbart wurde. 

1. Gegenstand der Versicherung 

1.1 Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) und den nachfolgenden Vereinbarungen. 

1.2 Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB – im 
Rahmen und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht 
privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 
Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung, wenn 
diese Umwelteinwirkung nicht von Anlagen oder Tätigkeiten 
ausgeht oder ausgegangen ist, die unter Ziffer 2 fallen. 

Mitversichert sind gemäß Ziffer 2.1 AHB Vermögensschäden 
aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrecht-
lichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. Diese werden 
wie Sachschäden behandelt. 

1.3 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte 
Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständli-
chen Zusammenhang mit versicherten Anlagen in Boden, Luft 
oder Wasser (einschließlich Gewässer) gelangen, ohne in 
diese eingebracht oder eingeleitet zu sein. 

1.4 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haft-
pflicht wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, 
dass Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelan-
gen. 

2. Risikobegrenzung 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen 
aus 

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, 
gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu 
lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen); 

Kleingebinde bis 500 Liter/Kilogramm je Einzelgebinde gelten 
nicht als Anlage im Sinne von Ziffer 2.1, sofern die Gesamtla-
germenge aller Einzelgebinde eine Gesamtmenge von 5.000 
Liter/Kilogramm je Betriebsstätte nicht übersteigt. Wird jedoch 
eine dieser Mengenschwellen überschritten, erlischt diese 
Sonderregelung vollständig. Der Versicherungsschutz bedarf 
insoweit besonderer Vereinbarung. 

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHGAnlagen); 

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Um-
weltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- 
oder Anzeigepflicht unterliegen (sonstige deklarierungspflichti-
ge Anlagen); 

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Ein-
wirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, che-
mische oder biologische Beschaffenheit des Wassers verän-
dert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwasseranlagen-
und Einwirkungsrisiko); 

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen/ Pflichtversiche-
rung); 

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffern 2.1–
2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Ziffern 2.1–
2.5 bestimmt sind. 

3. Fakultative Erweiterung des Versicherungsschutzes 

Falls ausdrücklich vereinbart, ist 

3.1 – abweichend von Ziffer 2.1 – versichert die gesetzliche 
Haftpflicht aus den im Versicherungsschein genannten Heizöl-
Tanks. 

3.2 – abweichend von Ziffer 2.4 – versichert die gesetzliche 
Haftpflicht aus den im Versicherungsschein genannten Ab-
scheidern. 

3.3 – abweichend von Ziffer 2.6 – versichert die gesetzliche 
Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, 
Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß 
Ziffern 2.1–2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß 
Ziffern 2.1–2.5 bestimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer 
nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. 

Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß Ziffer 
7.14 (1) AHB findet insoweit keine Anwendung. 

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls werden unter 
den in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Versi-
cherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der 
Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können. 

4. Versicherungsfall 

Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens, 
Sachschadens oder eines gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten 
Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonsti-
gen Dritten oder den Versicherungsnehmer. 

Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der 
Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf 
an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des 
Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haftpflicht-
ansprüchen erkennbar war. 

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles 

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist, 

– nach einer Störung des Betriebes 

oder 

– aufgrund behördlicher Anordnung 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen 
zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar 
eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversi-
cherten Vermögensschadens. Die Feststellung der Störung 
des Betriebes oder die behördliche Anordnung müssen in die 
Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der 
frühere Zeitpunkt ist. 

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im 
Sinne der Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten Voraus-
setzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die 
Maßnahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege 
der Ersatzvornahme durch die Behörde ausgeführt werden. 

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 

5.3.1 dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Stö-
rung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung unver-
züglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforderlich ist, die 
Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der notwendig 
und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu verhindern 
oder den Schadenumfang zu mindern und auf Verlangen des 
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Versicherers fristgemäß Widerspruchgegen behördliche An-
ordnungen einzulegen 

oder 

5.3.2 sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzu-
stimmen. 

5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im 
Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 5 vereinbarten 
Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen ersetzt. Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
der in Ziffer 5.3 genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so 
ist der Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen 
und objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Auf-
wendungen in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
keit trägt der Versicherungsnehmer. 

Abweichend von Absätzen 1 und 2 bleibt der Versicherer zum 
Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten 
Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für den Umfang 
der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten De-
ckungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu 
einem Gesamtbetrag von 200.000 EUR je Störung des Betrie-
bes oder behördlicher Anordnung, pro Versicherungsjahr 
jedoch nur bis 400.000 EUR, ersetzt. 

Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem 
Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwen-
dungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende De-
ckungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Ersatz 
dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchstersatzleis-
tung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzleistung für 
Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. 

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen – 
auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 5.1 
decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, 
Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grund-
stücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste 
und dergleichen) des Versicherungsnehmers; auch für solche, 
die früher im Eigentum oderBesitz des Versicherungsnehmers 
standen. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung 
oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden versi-
cherten Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversicher-
ten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, Grund-
stücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die von einer 
Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt werden 
müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

6. Nicht versicherte Tatbestände 

Nicht versichert sind 

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder 
entstanden sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, 
verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den 
Boden oder ein Gewässer gelangen. 

Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des 
Betriebes beruhen. 

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt 
unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Um-
welteinwirkungen entstehen; 

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis 
erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt 
der schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den 
Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger 
Schäden nicht erkennen musste. 

6.3 Ansprüche wegen Schäden, die vor Beginn des Versiche-
rungsvertrages eingetreten sind. 

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe frühe-
rer Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder 
hätte beantragt werden können; 

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass 
der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsver-
hältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu 
diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwirkung betroffen 
waren; 

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder 
Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung 
von Abfällen; 

6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch 
Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der Leis-
tung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkt-
haftpflicht); 

Wird Versicherungsschutz nach Ziffer 3.3 genommen, gilt 
dieser Ausschluss insoweit nicht. 

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versiche-
rungsnehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Ausliefe-
rung entstehen; 

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verur-
sachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder 
an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, 
abweichen; 

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch verur-
sachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom Hersteller 
gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden 
Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, 
regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu 
befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausfüh-
ren; 

6.11 Ansprüche wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 
Bundesberggesetz (BBergG)), soweit es sich handelt um die 
Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteile und 
Zubehör; 

Ansprüche wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne 
des § 114 BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und 
Kohlensäureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen; 

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der 
Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens; 

6.13 Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf 
Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, 
inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittel-
bar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beru-
hen; das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit 
sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben; 

6.14 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahrzeu-
ges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen; 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen 
bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder 
Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genommen 
werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und Absatz 2 genannten Perso-
nen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und 
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des 
Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb 
gesetzt wird. 

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abweichen-
de Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss insoweit 
nicht. 

6.15 Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
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beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- oder 
Raumfahrzeugs verursachen oder für die sie als Halter oder 
Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs in Anspruch genom-
men werden; 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

– der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft-/Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft-
/Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von 
Luft-/Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raum-
fahrzeuge bestimmt waren, 

– Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, 
Reparatur, Beförderung) an Luft-/Raumfahrzeugen oder deren 
Teilen, 

und zwar wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der 
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden sowie wegen sonsti-
ger Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge. 

7. Deckungssummen/ Maximierung/Serienschadenklausel/ 
Selbstbehalt 

7.1 Es gilt die im Versicherungsschein angegebene De-
ckungssumme. 

Diese Deckungssumme bildet auch die Höchstersatzleistung 
des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Versiche-
rungsjahres. 

7.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die 
angegebene Deckungssumme die Höchstgrenze bei jedem 
Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige Perso-
nen erstreckt. 

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintreten-
de Versicherungsfälle durch 

– dieselbe Umwelteinwirkung; 

– mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhenden 
Umwelteinwirkungen 

– mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden 
Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein 
innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher, Zusammen-
hang besteht, 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein 
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle als ein getreten gilt. 

Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

8. Nachhaftung 

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständi-
gen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder 
durch Kündigung des Versicherers oder des Versicherungs-
nehmers, so besteht der Versicherungsschutz für solche Per-
sonen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten Vermö-
gensschäden weiter, die während der Wirksamkeit der Versi-
cherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung 
des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, 
mit folgender Maßgabe: 

– Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren, 
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses an gerechnet. 

– Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaf-
tungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungs-
verhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, und zwar in 
Höhe des unverbrauchten Teils der Deckungssumme des 
Versicherungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis 
endet. 

8.2 Die Regel der Ziffer 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass 
während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein 
versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass 
auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzu-
stellen ist. 

9. Versicherungsfälle im Ausland 

9.1 Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedin-
gungen – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – auch im Ausland 
eintretende Versicherungsfälle, 

– die auf eine Umwelteinwirkung im Inland oder eine Tätigkeit 
im Sinne der Ziffer 3 im Inlandzurückzuführen sind. Dies gilt für 
Tätigkeiten im Sinne der Ziffer 3 nur, wenn die Anlagen oder-
Teile nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren; 

– aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen und Messen. 

9.2 Nur aufgrund ausdrücklicher Vereinbarung sind einge-
schlossen im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedingungen– ab-
weichend von Ziffer 7.9 AHB – auch im Ausland eintretende 
Versicherungsfälle, 

9.2.1 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von 
Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3.3zurückzuführen 
sind, wenn die Anlagen oder Teile ersichtlich für das Ausland 
bestimmt waren; 

9.2.2 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung von Anlagen oder Teilen im Sinne von Ziffer 3.3 
zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfol-
gen; 

9.2.3 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhal-
tung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten zurück zuführen sind, 
wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen. 

Zu Ziffer 9.2 

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und 
Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen 
Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes sind. Aufwen-
dungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß Ziffer 5 
werden nicht ersetzt. 

Zu Ziffer 9.2.2 und 9.2.3 

Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung der Haft-
pflicht für im Ausland gelegene Anlagen oder Betriebsstätten, 
z.B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Lager und 
dergleichen. 

9.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versiche-
rungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durch-
führung von Arbeiten betraut worden sind. Eingeschlossen 
bleiben jedoch Haftpflichtansprüche aus Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetz-
buches (SGB) VII unterliegen(siehe Ziffer 7.9 AHB). 

9.4 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – 
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die De-
ckungssumme angerechnet. 

Kosten sind: 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens 
bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalls sowie Scha-
denermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kostenauf 
Weisung des Versicherers entstanden sind. 

9.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staatenliegt, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, mit dem der 
Euro-Betrag bei einem in den Europäischen Währungsunion-
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

10. Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden 

10. Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden 
gilt: 

10.1 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – 
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die De-
ckungssumme angerechnet 

Kosten sind: 

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens 
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bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Scha-
denermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Versicherer 
nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn die Kosten 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind. 

10.2 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, gelten die Verpflichtungen 
des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 
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Klauseln 

zur Bauherren-Haftpflichtversicherung 

• Es gelten nur die nachfolgend aufgeführten Klauseln, für die Versicherungsschutz vereinbart wurde.

 

Versicherungsschutz für Eigenleistung 

– Klausel 081 – 

Bauen in eigener Regie/Eigenleistungen/Nachbarschaftshilfe 

In Erweiterung zu A 4. gilt: 

Besonders vereinbart ist ein erhöhter Wert. Der übersteigende 
Anteil ist im Versicherungsschein aufgeführt und gilt zusätzlich 
zum bedingungsgemäßen Wert nach A 4. (1). 

 

Versicherungsschutz für Planungsschäden 

– Klausel 083 – 

Abweichend von den Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen zur Bauherren-Haftpflicht-Versicherung besteht 
Versicherungsschutz für die Planung des Bauobjekts durch 
den Versicherungsnehmer als Bauherrn. 

Schäden am Bauobjekt sind ausgeschlossen. 

 

Versicherungsschutz für Bauleitungsschäden 

– Klausel 084 – 

Abweichend von den Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen zur Bauherren-Haftpflicht-Versicherung besteht 
Versicherungsschutz für die Bauleitung für das Bauobjekt 
durch den Versicherungsnehmer als Bauherrn. 

Schäden am Bauobjekt sind ausgeschlossen. 

 

Versicherungsschutz für Planungs- und Baulei-
tungsschäden 

– Klausel 085 – 

Abweichend von den Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen zur Bauherren-Haftpflicht-Versicherung besteht  

 

 

 

Versicherungsschutz für die Planung und Bauleitung des 
Bauobjektes durch den Versicherungsnehmer als Bauherrn. 

Schäden am Bauobjekt sind ausgeschlossen. 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) 

(A 100 – Stand 01/16) 

Umfang des Versicherungsschutzes  

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall  

2. Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen  

3. Versichertes Risiko  

4. Vorsorgeversicherung  

5. Leistungen der Versicherung  

6. Begrenzung der Leistungen  

7. Ausschlüsse  

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 

8. Beginn des Versicherungsschutzes 

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder ein-
maliger Beitrag 

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag  

11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschrift-Mandat 

12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung  

13. Beitragsregulierung  

14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  

15. Beitragsangleichung  

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

16. Dauer und Ende des Vertrages  

17. Wegfall des versicherten Risikos  

18. Kündigung nach Beitragsangleichung  

19. Kündigung nach Versicherungsfall   

20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen  

21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlass von Rechtsvorschriften  

22. Mehrfachversicherung 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers  

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 

26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten  

Weitere Bestimmungen 

27. Mitversicherte Personen 

28. Abtretungsverbot  

29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung  

30. Verjährung  

31. Zuständiges Gericht  

32. Anzuwendendes Recht  

 

Umfang des Versicherungsschutzes 

1.Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmerwegen 
eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetrete-
nen Schadenereignisses(Versicherungsfall), das einen Perso-
nen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögensscha-
denzur Folge hatte, aufgrund 

gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 

privatrechtlichen Inhalts 

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen 
wird. 

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schä-
digung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeit-
punkt der Schadenverursachung, die zum Schadenereignis 
geführt hat, kommt es nicht an. 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 

(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvor-
nahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatzstatt der 
Leistung; 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfül-
lung durchführen zu können; 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstan-
des oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung 
geschuldeten Erfolges; 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 
ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung 
der Leistung; 

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatz-
leistungen. 

1.3 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 
keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirt-
schafts-, Handels- OderFinanzsanktionen bzw. Embargos der 

Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland-
entgegenstehen. 

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels-, oder Finanzsanktio-
nen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem 
nicht europäische oder deutsche Rechtsvorschriften entge-
genstehen. 

 

2.Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sa-
chen 

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinba-
rung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privat-
rechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind; 

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwen-
dung. 

 

3.Versichertes Risiko 

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haft-
pflicht 

(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers, 

(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. 
Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von 
versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
sowie für sonstige Risiken, die der Versicherungs-oder De-
ckungsvorsorgepflicht unterliegen, 

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Ab-
schluss der Versicherung neu entste-
hen(Vorsorgeversicherung) und die in Ziffer 4 näher geregelt 
sind. 

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhun-
gen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann 
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den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziffer 21 
kündigen. 

 

4.Vorsorgeversicherung 

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 
neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages 
sofort versichert. 

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-
rung des Versicherers jedes neue Risikoinnerhalb eines Mo-
nats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der Beitrags-
rechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die 
rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das 
neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. Tritt der 
Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, 
so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue 
Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem-
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch 
nicht verstrichen war. 

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen 
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung 
über die Höhe dieses Beitrages innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Ent-
stehung. 

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf den 
Betrag von 2.000.000 EUR für Personenschäden und 
1.000.000 EUR für Sachschäden und – soweit vereinbart – 
100.000 EUR für Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht im 
Versicherungsschein geringere Deckungssummen festgesetzt 
sind. 

4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risi-
ken 

(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-
, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der 
Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterlie-
gen; 

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bah-
nen; 

(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen; 

(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versi-
chern sind. 

 

5.Leistungen der Versicherung 

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers von 
berechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen 
Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung 
verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. 
Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsneh-
mer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben oder 
geschlossen worden sind, bindenden Versicherer nur, soweit 
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestan-
den hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei 
Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen. 

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versi-
cherungsnehmers abzugeben. 

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit 
über Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevollmäch-

tigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Versicherungs-
nehmers auf seine Kosten. 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutzfallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung 
eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem 
Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versiche-
rer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders 
vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 
das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden 
Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses 
Rechts bevollmächtigt. 

 

6.Begrenzung der Leistungen 

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Deckungssummen 
begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungs-
schutz auf mehrere entschädigungspflichtige Personen er-
streckt. 

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres auf das Einfache der 
vereinbarten Deckungssummenbegrenzt. 

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, 
der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetre-
ten ist, wenn diese 

– auf derselben Ursache, 

– auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang 

oder 

– auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln 

beruhen. 

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-
rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versi-
cherungsschein festgelegten Betrag an der Schadensersatz-
leistung (Selbstbehalt).Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
wurde, ist der Versicherer auch in diesen Fällen zur Abwehr-
unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet. 

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
nicht auf die Deckungssummen angerechnet. 

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Deckungssumme, trägt der Versi-
cherer die Prozesskosten im Verhältnis der Deckungssumme 
zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Ren-
tenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der 
Rente die Deckungssumme oder den nach Abzug etwaiger 
sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall noch verblei-
benden Restbetrag der Deckungssumme, so wird die zu leis-
tende Rente nur im Verhältnis der Deckungssumme bzw. ihres 
Restbetrages zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer 
erstattet. 

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende 
Vorschrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in 
der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gülti-
gen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles. 

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versiche-
rungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, 
wenn der Kapitalwert der Rente die Deckungssumme oder die 
nach Abzug sonstiger Leistungen verbleibende Restde-
ckungssumme übersteigt, werden die sonstigen Leistungen mit 
ihrem vollen Betrag von der Deckungssumme abgesetzt. 

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder 
Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, 
hat der Versicherer für den von der Weigerung an entstehen-
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den Mehraufwand an Entschädigungsleistung, Zinsen undKos-
ten nicht aufzukommen. 

 

7.Ausschlüsse 

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versi-
cherung ausgeschlossen: 

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
vorsätzlich herbeigeführt haben. 

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit 

– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 

– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

7.4 Haftpflichtansprüche 

(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 
benannten Personen gegen die Mitversicherten, 

(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrages, 

(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche-
rungsvertrages. 

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 

(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versiche-
rungsvertrag mitversicherten Personen gehören; 

Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzesoder vergleichbarer Partner-
schaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, 
Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefel-
tern und -kinder, Großeltern und Enkel, Geschwister sowie 
Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein familienähn-
liches, auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und 
Kinder miteinander verbunden sind). 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn 
der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt 
geschäftsfähige oder betreute Person ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person desprivaten oder öffentli-
chen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist; 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmereine Offene Han-
delsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft 
bürgerlichen Rechtsist; 

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine 
eingetragene Partnerschaftsgesellschaftist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern; 

zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 

Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis (6) er-
strecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen 
der dort genannten Personen, die mit diesen in häuslicher 
Gemeinschaftleben. 

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, 
gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat 
oder sie Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages 
sind. 

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 

(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätig-
keit des Versicherungsnehmer an diesen Sachen (Bearbei-
tung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden 
sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur 

insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar 
von der Tätigkeit betroffen waren; 

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen zur Durchführungseiner gewerbli-
chen oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, 
Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen 
oder Teile von ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen 
waren; 

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätig-
keit des Versicherungsnehmer entstandensind und sich diese 
Sachen oder - sofern es sich um unbewegliche Sachen han-
delt – derenTeile im unmittelbaren Einwirkungsbereich der 
Tätigkeit befunden haben; dieser Ausschluss giltnicht, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der 
Tätigkeit offensichtlichnotwendige Schutzvorkehrungen zur 
Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 

Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 und 
Ziffer 7.7 in der Person von Angestellten,Arbeitern, Bedienste-
ten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des Versicherungs-
nehmers gegeben,so entfällt gleichfalls der Versicherungs-
schutz, und zwar sowohl für den Versicherungsnehmerals 
auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa mitversi-
cherten Personen. 

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder geliefertenSachen, Arbeiten 
oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, 
Lieferung oder Leistungliegenden Ursache und alle sich dar-
aus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, 
wenndie Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil 
der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur 
Beschädigung oder Vernichtung der gesamten Sache oder 
Leistung führt. 

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte 
im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsnehmersdie 
Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder 
sonstigenLeistungen übernommen haben. 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110Sozialgesetzbuch 
VII sind jedoch mitversichert. 

7.10 a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetzoder 
anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) 
basierenden nationalenUmsetzungsgesetzen geltend gemacht 
werden. Dies gilt auch dann, wenn der Versicherungsnehmer-
von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmun-
gen privatrechtlichen 

Inhalts auf Erstattung der durch solche Umweltschäden ent-
standenen Kosten inAnspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche 
erhalten, die auch ohne Bestehen desUmweltschadensgeset-
zes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG)basierender nationaler Umsetzungsgesetze 
bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungenprivat-
rechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend 
gemacht werdenkönnten. 

Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung 
privater Haftpflichtrisiken. 

7.10 b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelt-
einwirkung. 

Dieser Ausschluss gilt nicht 

(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken 

oder 

(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer herge-
stellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbei-
ten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung 
oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Produkthaft-
pflicht). 
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Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch 
Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Liefe-
rung, Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung 
von– Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe 
herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu beför-
dern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen); 

– Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungs-
gesetz (UmweltHG-Anlagen); 

– Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Best-
immungen einer Genehmigungs- oderAnzeigepflicht 
unterliegen; 

– Abwasseranlagen 

oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen 
bestimmt sind. 

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen 
sind. 

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelba-
rem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energierei-
chen ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven 
Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf 

(1) gentechnische Arbeiten, 

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 

(3) Erzeugnisse, die 

– Bestandteile aus GVO enthalten, 

– aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entste-
hen durch 

(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 
handelt, 

(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 

(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Aus-
tausch, der Übermittlung und der Bereitstellungelektronischer 
Daten, soweit es sich handelt um Schäden aus 

(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten, 

(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 

(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch, 

(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlich-
keits- oder Namensrechtsverletzungen. 

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlungoder sonstigen 
Diskriminierungen. 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus 
der Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers 
resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmergehörenden, von ihm 
gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In beiden 
Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob fahrläs-
sig gehandelt hat. 

 

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszah-
lung 

8.Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsneh-
mer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne 
von Ziffer 9.1 zahlt. Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält 
die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der 
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

 

9.Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster 
oder einmaliger Beitrag 

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins fällig. 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als 
erster Beitrag nur die erste Rate desersten Jahresbeitrags. 

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für 
Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, 
ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textformoder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des 
Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versi-
cherer kann nichtzurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 

10.Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 
Folgebeitrag 

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raums fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versiche-
rungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeit-
punkt erfolgt. 

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, 
dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver-
zug entstandenen Schaden zu verlangen. 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text-
form eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wo-
chen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn 
sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten 
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. 

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er 
mit der Zahlungsaufforderungnach Ziffer 10.2 Abs. 3 darauf 
hingewiesen wurde. 

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den 
Versicherungsnehmermit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 
10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungs-
nehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung einge-
treten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. Die 
Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziffer 10.3 bleibt unbe-
rührt. 

 

11.Rechtzeitigkeit der Zahlung beiSEPA-Lastschrift-
Mandat 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsneh-
mer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 
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Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 
nach einer in Textformabgegebenen Zahlungsaufforderung 
des Versicherers erfolgt. 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschrift-Mandat widerru-
fen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versi-
cherungsnehmer ist zur Übermittlung 

des Beitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu 
in Textform aufgefordert worden ist. 

 

12.Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner 
kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 
verlangen. 

 

13.Beitragsregulierung 

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-
teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Beitrags-
rechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines Monats-
nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf Wunsch 
des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben zum 
Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versicherungs-
nehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestell-
ten Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit 
der Angaben kein Verschulden trifft. 

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulie-
rung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem 
Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. Der 
vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch nicht 
unterschritten werden. Alle entsprechend Ziffer15.1 nach dem 
Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Er-
mäßigungen des Mindestbeitrags werden berücksichtigt. 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die 
Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für 
diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitrages 
verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, findet 
eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungsnehmer 
zu viel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, wenn die 
Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mittei-
lung deserhöhten Beitrages erfolgten. 

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwen-
dung auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für meh-
rere Jahre. 

 

14.Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem Versicherungsschutzbestanden hat. 

 

15. Beitragsangleichung 

15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsan-
gleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-,Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung 
statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von der Art der 
Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. 

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wir-
kung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen 
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durch-
schnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemei-
nen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegen-
über dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert hat. 
Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrigere 
durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen 
gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schaden-
fall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und 
Höhe der Versicherungsleistungen. Durchschnitt der Schaden-
zahlungen eines Kalenderjahres ist die Summe der in diesem 
Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl 
der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.  

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag 
um den sich aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verän-
dern (Beitragsangleichung). Der veränderte Folgejahresbeitrag 
wird dem Versicherungsnehmer mit der nächsten Beitrags-
rechnung bekannt gegeben. Hat sich der Durchschnitt der 
Schadenzahlungen des Versicherers in jedem der letzten fünf 
Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz als denjeni-
gen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach 
Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejah-
resbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der 
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unter-
nehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; 
diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich 
nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.  

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 
Prozent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung 
ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.  

 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

16.Dauer und Ende des Vertrages 

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebe-
ne Zeit abgeschlossen. 

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsdauereine Kün-
digung zugegangen ist. 

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf 
des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres 
kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer spätes-
tens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres 
zugegangen sein. 

 

17. Wegfall des versicherten Risikos 

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, 
so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem 
Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte erheben können, 
wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeit-
punkt beantragt worden wäre, zu dem er vom WegfallKenntnis 
erlangt. 

 

18.Kündigung nach Beitragsangleichung 

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühes-
tens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitrags-
erhöhung wirksam werden sollte. 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mittei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
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muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor 
dem Wirksam werden der Beitragserhöhung zugehen. 

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündi-
gungsrecht. 

 

19.Kündigung nach Versicherungsfall 

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn 

– vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet 
wurde oder 

– dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den 
Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich 
zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spä-
testens einen Monat nach der Schadensersatzzahlung 

oder der Zustellung der Klage zugegangen sein. 

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kün-
digung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 
Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird. 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmerwirksam. 

 

20.Kündigung nach Veräußerung versicherter Un-
ternehmen 

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversiche-
rung besteht, an einen Dritten veräußert, trittdieser an Stelle 
des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines 
Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden 
Rechte und Pflichten ein. 

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhält-
nisses von einem Dritten übernommen wird. 

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

– durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit ei-
ner Frist von einem Monat, 

– durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit so-
fortiger Wirkung oder auf den Schluss derlaufenden 
Versicherungsperiode 

in Schriftform gekündigt werden. 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 

– der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 
dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Über-
gang auf den Dritten Kenntnis erlangt; 

– der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum 
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen 
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis 
erlangt. 

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-
fenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungsver-
hältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versicherungs-
nehmer und der Dritte für den Versicherungsbeitrag dieser 
Periode als Gesamtschuldner. 

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmeroder den Dritten 
unverzüglich anzuzeigen. 

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzei-
ge dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versiche-
rer den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem 
Erwerber nicht geschlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle 
Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der Veräuße-

rung Kenntniserlangt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in 
diesem Monat von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hat. 

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeige-
pflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in 
dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte 
zugehen müssen. 

 

21.Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Än-
derung oder Erlass von Rechtsvorschriften 

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriftenist der 
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntniserlangt hat. 

 

22.Mehrfachversicherung 

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 
ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Vertra-
ges verlangen. 

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monatsgeltend macht, 
nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt 
hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem 
die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versicherer zu-
geht. 

 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23.Vorvertragliche Anzeigepflichtendes Versiche-
rungsnehmers 

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-
erhebliche Umstände 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertrags-
erklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstän-
de anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform ge-
fragt hat und die für den Entschluss des Versicherers erheblich 
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zuschließen. Der 
Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflich-
tet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsan-
nahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des Sat-
zes 1stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einflussauszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsneh-
mers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen 
Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln 
lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies 
arglistig verschwiegen. 

23.2 Rücktritt 

(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-
erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 
Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Ver-
treter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben we-
der vorsätzlich noch grobfahrlässig gemacht hat. 

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrläs-
siger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte. 
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(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutznicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
unvollständig oderunrichtig angezeigte Umstand weder 
für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellungoder den Umfang der Leistung ursächlich war. 
Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. 

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versi-
cherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat in Schriftform kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmerdie Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
fristlos kündigen. 

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 23.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monatsschriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von 
ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. 
Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklä-
rung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese 
Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 
23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmerdurch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte. 

23.4 Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der 
Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages 
zu, der der bis zum Wirksam werden der Anfechtungser-
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 

24.Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfal-
les 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungs-
nehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemes-
sener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung 
unter Abwägung der beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. 

Ein Umstand, der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne 
weiteres als besonders gefahrdrohend. 

 

25.Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungs-
falles 

25.1 Jeder Versicherungsfall ist, auch wenn noch keine Scha-
densersatzansprüche erhoben worden sind, dem Versicherer 
innerhalb einer Woche anzuzeigen. Das gleiche gilt, wenn 
gegen den VersicherungsnehmerHaftpflichtansprüche geltend 
gemacht werden. 

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadenssorgen. Weisungen 
des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den 
Versicherungsnehmerzumutbar ist. Er hat dem Versicherer 
ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstat-
ten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulierung zu 
unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versiche-
rers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen 
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke über-
sandt werden. 

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren einge-
leitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der 
Streit verkündet, hat er dies unverzüglich anzuzeigen. 

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadensersatzmuss der Versiche-
rungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforder-
lichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des Versiche-
rers bedarf es nicht. 

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des 
Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versicherer 
beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers einen 
Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem Rechts-
anwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte erteilen 
und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

 

26.Rechtsfolgen bei Verletzung vonObliegenheiten 

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu 
erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos 
kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsver-
letzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte. 

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versiche-
rungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegen-
heit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegen-
heit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungs-
schutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
arglistig verletzt hat. 
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Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, 
ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kündi-
gungsrecht ausübt. 

 

Weitere Bestimmungen 

27.Mitversicherte Personen 

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtan-
sprüche gegen andere Personen als den Versicherungsneh-
merselbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die 
Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmun-
gen über die Vorsorgeversicherung (Ziffer 4.) gelten nicht, 
wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitversicherten 
entsteht. 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten 
verantwortlich. 

 

28.Abtretungsverbot 

Der Freiststellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten 
noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten 
Dritten ist zulässig. 

 

29.Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenände-
rung 

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder 
an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als 
zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes 
an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklä-
rung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zuge-
gangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensän-
derung des Versicherungsnehmers. 

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für sei-
nen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verle-

gung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der 
Ziffer 29.2 entsprechende Anwendung. 

 

30.Verjährung 

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Ent-
scheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in Textform 
zugeht. 

 

31.Zuständiges Gericht 

31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungs-
nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit 
der Klageerhebung seinen Wohnsitzoder, in Ermangelung 
eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei 
dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen 
Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine 
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch 
nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungs-
nehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene 
Partnerschaftgesellschaft ist. 

31.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des 
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zustän-
digen Niederlassung. 

 

32.Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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Information zu Ihrem asspario Garantie-Paket 

GDV-Musterbedingungen und Mindeststandards des Arbeitskreis Beratungsprozesse 

Unsere unten aufgeführten Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen entsprechen in Bezug auf den dargestellten Versiche-
rungsschutz und die Leistungsinhalte mindestens den vom Gesamtverband der Versicherungswirtschaft e. V. (GDV – www.gdv.de) 
empfohlenen Bedingungen zum aufgeführten Stand: 

 

Produkt Kundeninformationen/ Versicher-
ungsbedingungen 

Musterbedingungen GDV 

Bauherrenhaftpflicht Allgemeine Versicherungsbedingungen 
für die Haftpflichtversicherung (AHB – 
Stand 01/16), 

Besondere Bedingungen und Risikobe-
schreibungen (BBR) zur 

Bauherren-Haftpflichtversicherung 

(Stand 01/16) 

Allgemeine Versicherungsbedingungen 

für die Haftpflichtversicherung (AHB), 
Stand April 2012 

und Muster-Bedingungsstruktur 

VIII: Bauherren, Haus- und 

Grundbesitz, Stand April 2011 

Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht Allgemeine Versicherungsbedingungen 

für die Haftpflichtversicherung 

(AHB – Stand 01/16), 

Besondere Bedingungen und 

Risikobeschreibungen (BBR) zur 

Haus- und Grundbesitzer-
Haftpflichtversicherung 

(Stand 01/16) 

Allgemeine Versicherungsbedingungen 

für die Haftpflichtversicherung 

(AHB), Stand April 2012 

und Muster-Bedingungsstruktur 

VIII: Bauherren, Haus- und 

Grundbesitz, Stand April 2011 

Gewässerschadenhaftpflicht Allgemeine Versicherungsbedingungen 

für die Haftpflichtversicherung 

(AHB – Stand 01/16), 

Zusatzbedingungen für die Versichrung 

der Haftpflicht aus Gewässerschäden – 
Anlagenrisiko – (Stand 01/16) 

Allgemeine Versicherungsbedingungen 

für die Haftpflichtversicherung 

(AHB), Stand April 2012 

und Muster-Bedingungsstruktur 

XV: Zusatzbedingungen für die 

Versicherung der Haftpflicht aus 

Gewässerschäden – Anlagenrisiko 

–, Stand Februar 2005 

 

Auch erfüllen unsere Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen die vom „Arbeitskreis Beratungsprozes-
se“(www.beratungsprozesse.de) mit Stand vom 17.02.2010 empfohlenen Entschädigungsgrenzen, Deckungssummen sowie zu versi-
chernde Schadenersatzansprüche. 

Weichen die dem Vertrag zugrunde liegenden Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen in Bezug auf den dargestellten 
Versicherungsschutz und die Leistungsinhalte zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses zum Nachteil des Versicherungsnehmers von den 
oben genannten Musterbedingungen des GDV oder den empfohlenen Entschädigungsgrenzen, Deckungssummen sowie zu versi-
chernde Schadenersatzansprüche des „Arbeitskreises Beratungsprozesse“ ab, wird sich der Versicherer nicht darauf berufen und bei 
der Regulierung die für den Versicherungsnehmer günstigeren Bedingungen anwenden. Werden nach Abschluss des Versicherungs-
vertrages neue Musterbedingungen, Klauseln oder Änderungsempfehlungen vom GDV bzw. neue Risikoanalysen des „Arbeitskreises 
Beratungsprozesse“ herausgegeben, so erstreckt sich unsere Garantie nicht automatisch auch auf diese Neuerrungen. Zu deren Ein-
beziehung ist eine Änderung bzw. Aktualisierung des Vertrages erforderlich. 

 

Innovationsklausel 

Werden unsere oben genannten Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen ausschließlich zum Vorteil der Versicherungs-
nehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten diese Vorteile ab dem Zeitpunktder Änderung auch für alle Bestandsverträge, denen 
diese Kundeninformationen und Versicherungsbedingungen zu Grunde liegen. 

 


